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BUNDESSOZIALGERICHT 
 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 
 
 
 
 

Az:  B 12 RJ 3/02 B 

 

 

 
............................................................................., 
 
 

Klägerin und Beschwerdeführerin, 
 
Prozessbevollmächtigte:   ......................................................., 

 
 

 
 

g e g e n 
 
 
Landesversicherungsanstalt Brandenburg, 
Bertha-von-Suttner-Straße 1, 15236 Frankfurt (Oder), 
 

Beklagte und Beschwerdegegnerin, 
 
 
beigeladen: 
 
1.  AOK - Die Gesundheitskasse für das Land Brandenburg, 

Potsdamer Straße 20, 14513 Teltow, 
 
2.  Techniker Krankenkasse, 

Bramfelder Straße 140, 22305 Hamburg, 
 
3.  Bundesanstalt für Arbeit, 

Regensburger Straße 104, 90478 Nürnberg, 
 
4.  ......................................................................., 

 
 
5.  ........................................................................, 

 
 
6.  ........................................................................., 

 
 
7.  ........................................................................., 

 
 
8.  ........................................................................., 

 
 
9.  ........................................................................., 
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10. ....................................................................... . 

 
 
 

 

Der 12. Senat des Bundessozialgerichts hat am 21. Mai 2003 durch den 

Vorsitzenden Richter   Dr.  P e t e r s    sowie die Richter   Dr.   B e r c h t o l d 

und   Prof. Dr.  S c h l e g e l 

beschlossen: 

 

Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des Lan-

dessozialgerichts für das Land Brandenburg vom 24. September 2002 wird als unzulässig 

verworfen. 

 

Die Klägerin trägt die außergerichtlichen Kosten der Beigeladenen zu 4 bis 10 für das Be-

schwerdeverfahren. Im Übrigen sind außergerichtlich Kosten des Beschwerdeverfahrens 

nicht zu erstatten. 

 

 

G r ü n d e : 

 

I 

 

Die Klägerin wendet sich im Hauptsacheverfahren gegen eine Beitragsnachforderung in 

Höhe von 2.192,59 DM. Die Klägerin ist ein Bauunternehmen. Sie zahlte an ihre Arbeit-

nehmer A.     , Z.             , L.      , H.            , S.       , M.          und H.        in der Zeit vom 

12. Mai 1997 bis 31. Oktober 2000 ein geringeres als das in dem für allgemein gültig er-

klärten Tarifvertrag zur Regelung eines Mindestarbeitslohns im Baugewerbe in der Bun-

desrepublik Deutschland festgesetzte Arbeitsentgelt. Die Landesversicherungsanstalt 

Brandenburg stellte als Prüfbehörde mit Bescheid vom 6. Dezember 2000 für den ge-

nannten Zeitraum eine Beitragsnachforderung in Höhe von 2.192,59 DM fest. Zur Begrün-

dung wurde ausgeführt, Beitragsbemessungsgrundlage sei das tarifvertraglich geschulde-

te Arbeitsentgelt. Die Entstehung des Beitragsanspruchs hänge nicht davon ab, ob das 

geschuldete Arbeitsentgelt gezahlt werde. Widerspruch, Klage und Berufung der Klägerin 

hiergegen blieben ohne Erfolg. Das Landessozialgericht (LSG) hat in seinem Urteil vom 

24. September 2002 unter Hinweis auf Rechsprechung des Bundessozialgerichts (BSG) 

ausgeführt, die Höhe des Beitragsanspruchs richte sich nicht nur danach, welche Einnah-

men der Versicherte tatsächlich erhält, sondern erfasse darüber hinaus auch Einnahmen, 

die zwar nicht zugeflossen sind, aber dem Arbeitnehmer geschuldet werden. Das LSG hat 

die Revision nicht zugelassen. Hiergegen hat die Klägerin Beschwerde eingelegt und eine 

grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache geltend gemacht. 
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II 

 

Die Beschwerde ist unzulässig. Sie genügt nicht den Begründungserfordernissen des 

§ 160a Abs 2 Satz 3 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG). Danach muss in der Beschwer-

debegründung die grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache dargelegt werden. Zur 

Darlegung der grundsätzlichen Bedeutung einer Rechtssache (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG) ist 

erforderlich, die grundsätzliche Rechtsfrage klar zu formulieren und aufzuzeigen, dass sie 

über den Einzelfall hinausgehende Bedeutung besitzt (BSGE 40, 158 = SozR 1500 

§ 160a Nr 11 und 39), dass die Rechtsfrage klärungsbedürftig (BSG SozR 1500 § 160a 

Nr 13 und 65) und klärungsfähig ist, dh sie im Falle der Zulassung der Revision entschei-

dungserheblich wäre (BSG SozR 1500 § 160a Nr 54). Eine Rechtsfrage, die das BSG be-

reits entschieden hat, ist nicht mehr klärungsbedürftig und kann somit keine grundsätzli-

che Bedeutung haben, es sei denn, die Beantwortung der Frage ist aus besonderen 

Gründen klärungsbedürftig geblieben oder erneut geworden; auch das muss substantiiert 

dargelegt werden (BSG SozR 3-1500 § 160a Nr 21). 

 

Hieran fehlt es. Die Klägerin meint, es sei klärungsbedürftig, ob es unter Beachtung des 

Beschlusses des Bundesverfassungsgerichts (BVerfG) vom 24. Mai 2000 (1 BvL 1, 4/98 

und 1 BvL 15/99, BVerfGE 102, 127 = SozR 3-2400 § 23a Nr 1) zulässig ist, dass inner-

halb der gesetzlichen Sozialversicherung Beiträge nach dem Entstehungsprinzip erhoben 

werden, während gleichzeitig Leistungen lediglich nach dem Zuflussprinzip gewährt wer-

den. Ihrer Meinung nach sei dieser Beschluss so zu verstehen, dass innerhalb der ver-

schiedenen Zweige der Sozialversicherung die gleichen Prinzipien auf der Einnahmeseite 

und auf der Leistungsseite zu Grunde gelegt werden müssen. - Zwar kann auch die Frage 

der Verfassungsmäßigkeit einer Vorschrift von grundsätzlicher Bedeutung sein (vgl BSGE 

40, 158 = SozR 1500 § 160a Nr 11; SozR 1500 § 160a Nr 17). Wird die Nichtzulassungs-

beschwerde hierauf gestützt, reichen zur Darlegung der grundsätzlichen Bedeutung aller-

dings pauschale Bezugnahmen auf Verfassungsrecht oder angebliche Äußerungen des 

BVerfG ohne nähere inhaltliche Darstellung und Folgerungen für die Beantwortung der 

aufgeworfenen Frage nicht aus (vgl BSG SozR 3-1500 § 160a Nr 23 S 42). Vielmehr 

muss dargelegt werden, welche Verfassungsnorm aus welchen Gründen verletzt ist (vgl 

BSGE 40, 158 = SozR 1500 § 160a Nr 11; Krasney/Udsching, Handbuch des sozialge-

richtlichen Verfahrens, 3. Aufl 2002, IX RdNr 182 mwN). 

 

Hieran fehlt es. Zwar wird als verletzte Verfassungsnorm Art 3 Abs 1 Grundgesetz (GG) 

genannt und ausgeführt, Beiträge könnten nach dem Entstehungsprinzip nur festgesetzt 

werden, wenn auf der Leistungsseite die zu erbringenden Leistungen ebenfalls nach dem 

Entstehungsprinzip berechnet werden; soweit dies nicht der Fall sei, könnten Beiträge nur 

nach dem Zuflussprinzip erhoben werden. Die Beschwerde hat damit jedoch weder eine 

konkrete, angeblich verletzte beitragsrechtliche Vorschrift genannt noch hat sie dargelegt, 

welche Sozialleistungen nach dem "Entstehungsprinzip" berechnet werden müssten. 
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Ebenso wenig legt die Beschwerde dar, dass und an welcher Stelle das BVerfG in der ge-

nannten Entscheidung das von der Klägerin sinngemäß geforderte "Äquivalenzprinzip" 

gefordert hat. Dies wäre allerdings erforderlich gewesen, zumal das BVerfG zu dem von 

der Klägerin behaupteten generellen Äquivalenzprinzip ausgeführt hat, es sei "von Verfas-

sungs wegen auch bei der Bemessung kurzfristiger Lohnersatzleistungen nicht geboten, 

dass eine versicherungsmathematische Äquivalenz zwischen den entrichteten Beiträgen 

und der Höhe der Leistungen erzielt wird". Für unterschiedliche Leistungen an Versicherte 

mit gleicher Beitragsbelastung müsse aber ein hinreichender sachlicher Grund bestehen 

(vgl BVerfGE 102, 127, 142 = SozR 3-2400 § 23a Nr 1 S 3 f mit Hinweis auf BVerfGE 92, 

53, 71 = SozR 3-2200 § 385 Nr 6 S 21 mwN). Das BVerfG hat den Verfassungsverstoß 

allein damit begründet, dass es mit Art 3 Abs 1 GG unvereinbar ist, wenn Versicherte, die 

im Hinblick auf Einmalzahlungen ganz oder zum Teil der Beitragspflicht unterliegen, hin-

sichtlich kurzfristiger Lohnersatzleistungen aus diesem Entgelt keine Leistungen erhalten, 

während Versicherte, die lediglich aus laufendem Arbeitsentgelt Beiträge zahlen, voll in 

den Genuss entsprechender Leistungen gelangen. 

 

Die Beschwerde hat sich schließlich auch nicht mit den Urteilsgründen des LSG sowie der 

bisherigen und vom LSG zum Teil zitierten Rechtsprechung des BSG zur Beitragserhe-

bung auf nicht zugeflossene Arbeitsentgelte auseinander gesetzt. 

 

Von einer weiteren Begründung wird in entsprechender Anwendung von § 160a Abs 4 

Satz 3 Halbsatz 2 SGG abgesehen. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung von § 193 SGG. 
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